
1.9 Gesetz zu dem UNESCO-Übereinkommen gegen Diskriminierung im 

Unterrichtswesen 

Vom 14.12.1960 (Nds. GVBl. 1964, 97) 

Artikel 1 

(1) Im Sinne dieses Übereinkommens umfaßt der Ausdruck ,,Diskriminierung" jegliche auf der Rasse 

oder der Hautfarbe, dem Geschlecht, der Sprache, der Religion, der politischen oder sonstigen 

Überzeugung, der nationalen oder sozialen Herkunft, den wirtschaftlichen Verhältnissen oder der 

Geburt beruhende Unterscheidung, Ausschließung, Beschränkung oder Bevorzugung, die den Zweck 

oder die Wirkung hat, die Gleichbehandlung auf dem Gebiet des Unterrichtswesens aufzuheben oder 

zu beeinträchtigen und insbesondere 

a) einer Person oder Personengruppe den Zugang zum Unterricht - gleichviel welcher Art oder Stufe - 

zu verwehren, 

b) eine Person oder Personengruppe auf einen niedrigen Bildungsstand zu beschränken, 

c) für Personen oder Personengruppen getrennte Unterrichtssysteme oder -anstalten zu schaffen oder 

zu unterhalten, mit Ausnahme der nach Artikel 2 zulässigen, 

d) eine Person oder Personengruppe in eine Lage zu versetzen, die mit der Menschenwürde 

unvereinbar ist. 

(2) Im Sinne dieses Übereinkommens bezieht sich der Ausdruck ,,Unterricht" auf dessen sämtliche 

Arten und Stufen und umfaßt den Zugang zum Unterricht, dessen Niveau und Qualität sowie die 

Bedingungen, unter denen er erteilt wird. 

Artikel 2 

Soweit staatlich zugelassen, gilt es nicht als Diskriminierung im Sinne des Artikels 1, 

(…) 

aus religiösen oder sprachlichen Gründen getrennte Unterrichtssysteme oder -anstalten zu schaffen 

oder zu unterhalten, die einen den Wünschen der Eltern oder des gesetzlichen Vormundes des Schülers 

entsprechenden Unterricht vermitteln, sofern in bezug auf die Zugehörigkeit zu solchen Systemen oder 

den Besuch solcher Anstalten kein Zwang ausgeübt wird und der dort erteilte Unterricht den Normen 

entspricht, welche die zuständigen Behörden, insbesondere für den Unterricht auf den gleichen Stufen, 

festgelegt oder genehmigt haben; 

(…) 

Artikel 5 

(1) Die Vertragsstaaten kommen überein, 

a) daß die Erziehung darauf auszurichten ist, die menschliche Persönlichkeit voll zu entfalten, die 

Achtung vor den Menschenrechten und Grundfreiheiten zu stärken, Verständnis, Duldsamkeit und 

Freundschaft zwischen allen Völkern, allen rassischen oder religiösen Gruppen zu pflegen und die 

Tätigkeit der Vereinten Nationen zur Wahrung des Friedens zu fördern; 



b) daß es wesentlich ist, die Freiheit der Eltern und gegebenenfalls des gesetzlichen Vormunds zu 

achten, für ihre Kinder andere als die behördlich unterhaltenen Unterrichtsanstalten zu wählen, sofern 

jene den Mindestnormen entsprechen, welche die zuständigen Behörden festgelegt oder genehmigt 

haben; daß es ebenso wesentlich ist, ihre Freiheit zu achten, im Einklang mit dem für die Anwendung 

der innerstaatlichen Rechtsvorschriften geltenden Verfahren die religiöse und sittliche Erziehung der 

Kinder nach ihrer eigenen Überzeugung sicherzustellen; daß keine Person oder Personengruppe 

gezwungen werden soll, religiöse Unterweisungen zu empfangen, die mit ihrer Überzeugung 

unvereinbar sind; 

(…). 

 


